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Durchführungserlaß zum Getränkeabgabegesetz 1993
Grazer Zeitung, Stück 22, Nr. 248, ausgegeben am 3. Juni 1994, Seite 298 ff

Erlässe UND KUNDMACHUNGEN DES AMTES

DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG

Nr. 248:

Gesetz vom 9. Dezember 1993, betreffend die Einhebung einer Abgabe auf die entgeltlichen Lieferungen von Speiseeis und Getränken (Getränke‑ und Speiseeisabgabegesetz 1993); Durchführungserlaß

7‑48 Ge 44/52‑1994, 25. Mai 1994

An alle Bezirkshauptmannschaften, die Exposituren Bad Aussee und Gröbming, den Magistrat der Landeshauptstadt Graz und alle Gemeindeämter

Das Gesetz vom 9. Dezember 1993, betreffend die Einhebung einer Abgabe auf die entgeltlichen Liefe​rungen von Speiseeis und Getränken (Getränke‑ und Speiseeisabgabegesetz 1993), ist im Landesgesetzblatt für die Steiermark vom 14. April 1994 (Stück 5) unter Nr. 19 verlautbart worden. Es trat mit 1. Mai 1994 in Kraft.

Zu diesem Gesetz wird im Einvernehmen mit der Rechtsabteilung 7 des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung nachstehendes ausgeführt:

1. Allgemeines

Durch die Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 1989 (BGBl. Nr. 693/1991) wurde die Getränkesteuer von einer Verbrauchsteuer in eine Verkehrsteuer um​gewandelt.

Das bisherige Getränkeabgabegesetz 1950, LGBl. Nr. 23, in der Fassung LGBl. Nr. 85/1938, sowie das Speiseeisabgabegesetz 1952, LGBl. Nr. 44, regelten die Getränke‑ und Speiseeissteuer in der Form, daß es sich um Verbrauchsabgaben handelte und die Steuer​pflicht daher nur dann entstand, wenn die Konsumation und der Verkauf des Getränkes bzw. Speiseeises in ein und derselben Gemeinde erfolgten.

Durch diese Regelung ist es zu zahlreichen Kompli​kationen bei der Einhebung der gegenständlichen Abgaben gekommen, da der Nachweis über den Ort der Konsumation kaum möglich war.

Auf Grund dieser Problematik ist es durch eine Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 1989, mit der Novelle BGBl. Nr. 693 vom 27. Dezember 1991 (FAG-Novelle 1991), zu der erwähnten Umwandlung der Getränke‑ und Speiseeisabgabe gekommen. Auch das Finanzausgleichsgesetz 1993 berücksichtigt diese Änderung.

In Entsprechung dieser Neuregelung hat nunmehr der Steiermärkische Landtag in seiner Sitzung am 9. Dezember 1993 ein Getränke‑ und Speiseeis​abgabegesetz 1993 beschlossen.

Dieser Gesetzesbeschluß wurde auf Grund des Volksrechtegesetzes allerdings erst nach einer Frist von drei Monaten im Landesgesetzblatt Nr. 19/1994 kundgemacht und trat in der Folge am 1. Mai 1994 in Kraft.

In jenen Gemeinden, in denen sich noch Verordnun​gen in Kraft befinden, die sich ausschließlich auf die unmittelbare Ermächtigung des §15 Abs. 3 des Finanz​ausgleichsgesetzes stützen, sind diese außer Kraft zu setzen und ist eine neue Getränke‑ und Speiseeisabgabeordnung zu beschließen. Diese ist in Ent​sprechung der Bestimmung des § 92 der Gemeinde​ordnung 1967 kundzumachen.

Die durch den Gemeinderat zu beschließenden Abgabeordnungen haben ihre Grundlage in den Bestimmungen des Getränke‑ und Speiseeisabgabe​gesetzes 1993, in welchen eine Ermächtigung der Gemeinden verankert ist, auf die entgeltliche Lieferung von Getränken und Speiseeis eine Abgabe einzuheben, soweit diese Lieferung nicht für Zwecke des Wiederverkaufes im Rahmen einer nachhaltigen Tätigkeit erfolgt.

Die Gemeinden werden darauf hingewiesen, daß diese Abgabeordnungen nicht rückwirkend in Kraft gesetzt werden dürfen; die Rechtswirksamkeit solcher Verordnungen beginnt, soweit nicht anderes bestimmt wird, mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag.

Unbeschadet obiger Ausführung gilt es ausdrücklich zu beachten, daß der Beschluß des Gemeinderates über die neue Getränke‑ und Speiseeisabgabe​ordnung erst drei Monate nach dessen Beschluß​fassung durch den Gemeinderat Geltung erlangt, sollte der zugrundeliegende Beschluß nicht nach dem Steiermärkischen Volksrechtegesetz für dringlich erklärt werden.

2. Einzelne Bestimmungen:

Zu § 1:

Diese Bestimmung beinhaltet die Umstellung des Abgabesystems von einer Verbrauchsteuer (Auslösen der Steuerpflicht durch entgeltliche Abgabe und Kon​sumation in einer Gemeinde) in eine verkehr​steuerähnliche Abgabe. Der Steuergegenstand umfaßt den Tatbestand der entgeltlichen Lieferung von Getränken und Speiseeis und ist diese an die Begriffs​bestimmung des Umsatzsteuergesetzes 1972 (in der Folge UStG 1972) angelehnt.

Lieferungen sind Leistungen, durch die ein Unter​nehmer den Abnehmer oder in dessen Auftrag einen Dritten befähigt, im eigenen Namen über einen Gegenstand zu verfügen. Die Verfügungsmacht über den Gegenstand kann von dem Unternehmer selbst oder in dessen Auftrag durch einen Dritten verschafft werden (§ 3 Abs. 1 UStG 1972).

Eine Lieferung wird dort ausgeführt, wo sich der Gegenstand zur Zeit der Verschaffung der Ver​fügungsmacht befindet (§ 3 Abs. 7 UStG 1972).

Wird der Gegenstand einer Lieferung an den Abnehmer oder in dessen Auftrag an einen Dritten befördert oder versendet, so gilt die Lieferung mit dem Beginn der Beförderung oder mit der Übergabe des Gegenstandes an den Spediteur, Frachtführer oder Verfrachter als ausgeführt. Versenden liegt vor, wenn der Unternehmer einen Gegenstand durch einen Frachtführer oder Verfrachter zu einem Dritten be​fördern oder eine solche Beförderung durch einen Spediteur besorgen läßt (§ 3 Abs. 8 UStG 1972).

Unter Getränk im Sinn des Getränkesteuergesetzes wird nach der Judikatur eine Flüssigkeit verstanden, die verkehrsüblicherweise zum Trinken, das heißt zum Stillen des Durstes oder zur Befriedigung eines geschmacklichen Bedürfnisses, verwendet wird (ver​gleiche Tesch/Mühlberger: " Neuregelung der Getränkeabgabe ‑ Fragen aus der Praxis", ÖGZ 4/1992, Seite 5).

Umschließungen sind jedenfalls bei Speiseeis die mitverkauften Tüten, Kartonagen und Verpackungen und bei Getränken die mitverkauften Behältnisse oder ähnliche Gefäße.

Nicht der Abgabe unterliegen Vorgänge, denen das Merkmal der "Entgeltlichkeit" fehlt. Hiezu zählen Eigenverbrauch, Schwund und dergleichen. Lieferun​gen an Wiederverkäufer im Rahmen einer nach​haltigen Tätigkeit sind nicht steuerbar.

Der Begriff " Nachhaltigkeit " ist aus Lehre und Rechtsprechung des UStG abzuleiten und liegt grundsätzlich dann vor, wenn für entgeltliche Liefe​rungen von Speiseeis und Getränken "Wieder​holungsabsicht" gegeben ist. Einige Bedeutung kommt dieser Regelung den Getränke‑ und Speise​eisumsätzen, die im Rahmen von Vereinsveranstaltun​gen erzielt werden, zu.

Wenn ein Verein nachhaltig Veranstaltungen tätigt, stellen die entgeltlichen Lieferungen von Getränken und Speiseeis an ihn keine steuerbaren Lieferungen im Sinne des Gesetzes dar.

Entsprechend den Richtlinien für die Besteuerung von Vereinen (AÖFV 211/82, Abschnitt 10) ist Nach​haltigkeit daher dann gegeben, wenn die Betätigung entweder

‑ länger als 24 Stunden dauert oder

‑ ohne Rücksicht auf die Dauer in Wiederholungs​absicht unternommen wird oder

‑ tatsächlich inner​halb eines Kalenderjahres wiederholt wird oder

‑ im Kalenderjahr wenigstens einmal unternommen wird.

Wenn ein Verein, der gastronomieähnliche Einrich​tungen, wie eine Kantine oder ein Buffet, betreibt, ein einmaliges Vereinsfest veranstaltet, teilt dieses Fest das Schicksal der anderen nachhaltig ausgeübten Betätigung. Falls ein Verein nicht nachhaltig im oben ausgeführten Sinn tätig ist, stellt die Lieferung von Getränken und Speiseeis an diesen den Abgabe​gegenstand dar.

Zu § 2:

In § 2 wurde die Höhe der Abgabe für Speiseeis und alkoholhältige Getränke mit 10 v. H. der Bemessungs​grundlage und für alkoholfreie Getränke mit 5 v. H. der Bemessungsgrundlage in Anlehnung an die neue Rechtslage des Finanzausgleichsgesetzes festgelegt.

Als alkoholhältige Getränke werden solche mit über 0,5 Prozent Alkoholgehalt angesehen.

Zu §§ 4 bis 7:

Nunmehr soll es zwei Arten der Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Getränkeabgabe geben.

1. Nach dem vereinnahmten Entgelt:

Diese Gesetzesstelle entspricht dem bisherigen § 4 Abs. 1 des Steiermärkischen Getränkeabgabe​gesetzes 1950.

2. Auf Grund der errechneten Entgelte zum Zeitpunkt des Wareneingangs:

Als Wareneingang ist der Zeitpunkt gemeint, an dem die Ware einlangt. Bei der diesbezüglichen Berechnung wird zum Zeitpunkt des Wareneingangs auf die in dem Unternehmen für die einzelnen Getränke‑ und Speiseeise erzielbaren tatsächlichen Entgelte abgestellt.

Zu § 8:

Diese Bestimmung regelt den Zeitpunkt der Wahl​möglichkeit des Abgabepflichtigen bei der Er​mittlungsart der Bemessungsgrundlage (§ 5). Dies​bezüglich wird festgelegt, daß diese Wahl zu Beginn eines Kalenderjahres bzw. nach Aufforderung durch die Gemeinde möglich ist.

Diese Anzeige ist spätestens zum ersten Fälligkeits​termin des Jahres möglich, wenn die Entscheidung des Abgabepflichtigen zu Beginn eines Kalenderjahres erfolgt. Im Falle daß die Wahl nach Aufforderung durch die Gemeinde zu erfolgen hat, ist sie spätestens zwei Wochen nach ergangener Aufforderung der Abgabebehörde anzuzeigen.

zu § 9:

Diesbezüglich wird genau festgelegt, wann ein Wechsel der oben genannten Besteuerungsarten vor​gesehen ist und wie bei einem derartigen Wechsel die entsprechende Vorgangsweise zu erfolgen hat.

Zu § 10 Abs. 2 und 4:

Ende des Jahres 1993 wurde das Steuerreform​gesetz 1993, BGBl. Nr. 818/1993, kundgemacht, welches für zahlreiche Abgaben (z. B. Umsatzsteuer, Normverbrauchsabgabe, Weinsteuer, Straßenver​kehrsbeitrag, Kraftfahrzeugsteuer, Sonderabgabe von Erdöl) als Fälligkeitstag den 15. Tag eines Monats fest​legt. Auch das Kommunalsteuergesetz 1993, BGBl. Nr. 819/1993, setzt als Fälligkeitstermin den 15. eines Monats fest.

Um eine Vereinheitlichung bei den Fälligkeits​terminen im Abgabenrecht zu gewährleisten und in diesem Zusammenhang eine Verfahrenserleichterung sowohl für die Abgabepflichtigen als auch die Abgabebehörden zu erwirken, wird seitens der Rechtsabteilung 7 vorgeschlagen, daß die gemeind​lichen Abgabenbehörden bis zur Anpassung der Rechtslage an das Steuerreformgesetz 1993 den Fällig​keitstermin mit 15. eines Monats festlegen.

Zu § 10 Abs. 5:

Im Steiermärkischen Getränkeabgabegesetz 1950 ist man von einer monatlichen Abgabeerklärung aus​gegangen. Um den dadurch entstandenen Ver​waltungsaufwand zu verringern, sieht das neue Gesetz eine jährliche Abgabeerklärung am Ende des Steuer​jahres vor. Es hat jedoch der Abgabepflichtige monat​lich die selbstbemessene Abgabe zu entrichten, wodurch die vorhin erwähnte jährliche Abgabe​erklärung einer Jahresabrechnung ähnlich kommt.

Zu § 11:

Um eine Fakturenbesteuerung ordnungsgemäß vollziehen zu können, hat der Abgabepflichtige entsprechende Aufzeichnungen über den Wareneingang zu führen. Weiters ist es auf Grund der unter​schiedlichen Hebesätze zwischen alkoholhältigen und alkoholfreien Getränken notwendig, daß die dies​bezüglich erzielten Entgelte getrennt nach alkohol​hältigen und alkoholfreien Getränken sowie Speiseeis zu führen sind. Auch ist es für die Überprüfung durch die Abgabebehörde notwendig, daß die Abgabe​pflichtigen unter anderem den Verkaufspreis der einzelnen Getränke und Speiseeisprodukte sowie ein​gerechnete Abgaben und das allfällige Bedienungs​entgelt unter Angabe des Geltungsbeginns nach​weisen.

Da Lieferungen für Zwecke des Wiederverkaufs im Rahmen einer nachhaltigen Tätigkeit von der Getränkeabgabe nicht umfaßt sind, sind derartige Lieferungen vom Abgabepflichtigen unter Nachweis der nachhaltigen Tätigkeit des Abnehmers zu be​legen.

Zu § 15 Abs. 4:

Grundsätzlich ist im § 8 vorgesehen, daß zu Beginn eines jeden Kalenderjahres der Abgabepflichtige die Wahlmöglichkeit der Besteuerungsart hat. Da dieses Gesetz jedoch nicht zu Jahresbeginn in Kraft tritt, wird als Übergangsbestimmung vorgesehen, daß mit Inkrafttreten dieses Gesetzes diese Wahlmöglichkeit einmalig zu einem anderen Zeitpunkt erfolgen kann.
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